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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Mai 1954 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die vorläufige Regelung der 
Errichtung neuer Apotheken 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 123. . Itzung am 21. Mai 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 


zur Änderung des Gesetzes über die vorläufige Regelung 
der Errichtung neuer Apotheken 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die vor- 
läufige Regelung der Errichtung neuer Apo- 
theken vom 13. Januar 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 9) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die vor- 
läufige Regelung der Errichtung neuer Apo- 
theken vom 4. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469) werden die Worte „am 30. September 


B e g r ü 

Die Geltungsdauer des Gesetzes über die 
vorläufige Regelung der Errichtung neuer 
Apotheken vom 13. Januar 1953 (BGBl. I 
S. 9), die ursprünglich auf 6 Monate nach der 
Verkündung, d. h. bis zum 15. Juli 1953 
begrenzt war, wurde durch das Gesetz vom 
4. Juli 1953 (BGBl. I S. 469) bis zum 30. Sep- 
tember 1954 verlängert. Das vorliegende 
Gesetz sieht eine nochmalige Verlängerung 
bis zum 31. Juli 1955 vor. 

Der Entwurf des Bundesgesetzes über das 
Apothekenwesen, welches das Bundesgesetz 
vom 13. Januar 1953 ablösen soll, ist fertig- 
gestellt und kann in absehbarer Zeit dem 
Bundestag zugeleitet werden. Es muß also 
damit gerechnet werden, daß das Gesetz bis 
zum 30. September d. J. nicht zur Verkün- 
dung gebracht werden kann, besonders im 
Hinblick auf die zeitlich davorliegenden 


1954“ ersetzt durch die Worte „am 31. Juli 
1955“. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

Parlamentsferien. Bei der Wichtigkeit und 
Schwierigkeit des Gegenstandes darf die Be- 
handlung des Gesetzes nicht unter Zeitdruck 
stehen. Der Bundesrat und der Bundestag 
müssen ausreichend Zeit haben, sich mit der 
geplanten gesetzlichen Regelung zu beschäfti- 
gen. Der vorliegende Gesetzentwurf soll also 
vorsorglich verhindern, daß die Wirksamkeit 
der mit dem Gesetz vom 13. Januar 1953 ge- 
troffenen Regelung am 30. September d. J. 
ersatzlos endet, was zur Folge haben würde, 
daß in Teilen der amerikanischen Besatzungs- 
zone wieder völlige Freiheit in der Errichtung 
neuer Apotheken eintreten würde. Falls das 
Bundesgesetz über das Apothekenwesen vor 
dem 31. Juli 1955 in Kraft treten kann, wird 
in ihm eine Vorschrift über das gleichzeitige 
Außerkrafttreten des vorstehenden Gesetzes 
aufgenommen werden. 



